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Am 3.9.2024 wurde Prof. Dr. Louisa Specht-Riemenschneider von Bundespräsident Dr. Frank-Walter Steinmeier zur neuen Bundes-

beauftragten für denDatenschutz unddie Informationsfreiheit (BfDI) ernannt (vgl. BfDI PMNr. 10/2024 vomgleichenTag). Bereits

am 16.5.2024 wurde sie zur neuen BfDI gewählt. Die BfDI will vor allen Dingen einen lösungsorientierten Umgang beim Thema

Datenschutz erreichen: „Ich werbe insgesamt für einen Datenschutz, der rote Linien klar aufzeigt, aber unterhalb dieser roten

Linien konstruktive Lösungen, einenKorridor desMöglichen, anbietet. Ichwill noch früher und intensiver in denDialogmit Gesell-

schaft, Gesetzgeber, Forschung und Wirtschaft kommen, um eine grundrechtssensible Digitalisierung zu ermöglichen. Ich will

wissen, wo die Beteiligten Herausforderungen sehen, um frühzeitig Lösungen anbieten zu können, die das Datenschutzrecht ein-

halten.“ Dabei sollen drei Themenfelder im Fokus stehen: „In meiner Amtszeit werde ich mich insbesondere um die Bereiche Ge-

sundheit, Künstliche Intelligenz und Sicherheit kümmern. Digitale Lösungen sind entscheidend für eine bessere Gesundheitsver-

sorgung für uns alle. Dabei müssen die Grundrechte der Betroffenen umfassend geschützt werden, gleichzeitig darf ein hohes

Maß an Funktionalität der Systeme nicht verhindert werden. Ähnliches gilt für die Künstliche Intelligenz. Ich werde alles tun, um

eine vertrauenswürdige und grundrechtsorientierte KI-Landschaft zu ermöglichen. Gleichzeitig werde ich mich mit Vehemenz

gegen rechtswidrige Datenverarbeitungen einsetzen. Es ist meine feste Überzeugung, dass die KI-Aufsicht in die Hände der Da-

tenschutzaufsichtsbehörden gehört. Dennwir sind als einzige Behörden völlig unabhängig und haben bereits heute die notwen-

digen KI-Expertinnen und Experten. Über KI-Reallabore möchte ich Innovation aktiv begleiten.“ Beim Thema Sicherheit gelte:

„Der Preis unserer Sicherheit darf niemals unsere Freiheit sein. Wir brauchen ein Gleichgewicht zwischen Maßnahmen zur

Gewährleistung der inneren und äußeren Sicherheit und dem Schutz der Bürgerinnen und Bürger im Hinblick auf ihr informatio-

nelles Selbstbestimmungsrecht. Diesen Ausgleich möchte ich noch stärker als bislang im Dialog mit den Nachrichtendiensten

und Polizeien gewährleisten. Eine Verlagerung wesentlicher Teile der datenschutzrechtlichen Aufsicht über die Nachrichten-

dienste auf andereBehördenhalte ich für falsch.“

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Zusammenschluss Illumina-Grail –

Nichtigerklärung der Beschlüsse, mit denen

die Kommission Anträgen nationaler Wett-

bewerbsbehörden auf Prüfung des

geplanten Zusammenschlusses stattgab

Die Kommission ist nicht berechtigt, die Verwei-

sung von geplanten Zusammenschlüssen ohne

europaweite Bedeutung durch nationaleWettbe-

werbsbehörden an sie anzuregen oder zu akzep-

tieren, wenn diese nach nationalem Recht nicht

fürdiePrüfungdieser Vorhabenzuständig sind.

Am 21.9.2020 gaben die Grail LLC, eine US-ameri-

kanische Gesellschaft, die Bluttests für die Früher-

kennung von Krebserkrankungen entwickelt, und

die Illumina Inc., eine auf genetischeAnalysen spe-

zialisierte US-amerikanische Gesellschaft, den ge-

plantenErwerbderausschließlichenKontrolleüber

Grail durch Illumina bekannt. Da der Zusammen-

schluss, insbesondereweil Grail weder in der Euro-

päischen Union noch an einem anderen Ort der

Welt Umsätze erwirtschaftete, keine europaweite

Bedeutung hatte, wurde er nicht bei der Kommis-

sion angemeldet. Ferner wurde er auch nicht in

den Mitgliedstaaten oder den Vertragsstaaten des

Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-

raum (EWR) angemeldet, da er die maßgeblichen

nationalenSchwellenwertenichterreichte.

Die Kommission, diemit einer Beschwerde gegen

diesen Zusammenschluss befasst war, forderte

die Mitgliedstaaten auf, gemäß der Fusionskon-

trollverordnung (Art. 22 VO (EG) Nr. 139/2004)

mögliche Anträge zu stellen, um diesen geplan-

ten Zusammenschluss gleichwohl von ihr prüfen

zu lassen, daerdenHandel zwischendenMitglied-

staaten beeinträchtigen könne und den Wettbe-

werb in ihrem Hoheitsgebiet erheblich zu beein-

trächtigendrohe. Bei der Kommissiongingeinent-

sprechender Antrag der französischen Wettbe-

werbsbehörde ein, dem sich auch die griechische,

diebelgische, dienorwegische, die isländischeund

die niederländische Wettbewerbsbehörde an-

schlossen. Mit seinem Urteil Illumina/Kommission

(13.7.2022 – T-227/21) wies das Gericht die Klage

ab, die Illumina gegen die Beschlüsse, mit denen

die Kommission dem Verweisungsantrag und den

Anträgen auf Anschließungen stattgab, erhoben

hatte. IlluminaundGrail legten gegendieses Urteil

jeweilsRechtsmittelein.

Der Gerichtshof hebt das Urteil des Gerichts auf

und erklärt die streitigen Kommissionsbeschlüsse

fürnichtig.

Er ist der Auffassung, dass das Gericht zu dem feh-

lerhaften Ergebnis gelangt ist, dass nach einer

wörtlichen, historischen, systematischen und te-

leologischen Auslegung der Fusionskontrollver-

ordnung die nationalen Wettbewerbsbehörden

bei der Kommission die Prüfung eines Zusammen-

schlusses beantragen könnten, der nicht nur keine

europaweite Bedeutung hat, sondern darüber

hinaus ihrer Kontrollzuständigkeit entzogen ist,

weil er nicht die anwendbaren nationalen Schwel-

lenwerte erreicht. Insbesondere hat das Gericht zu

Unrecht festgestellt, dass diese Verordnung ein

„Korrektiv“ vorsehe, das auf eine wirksame Kon-

trolle sämtlicher Zusammenschlüsse mit erhebli-

chen Auswirkungen auf die Wettbewerbsstruktur

inderUnionabziele.

Die Auslegung des Gerichts ist nach Ansicht des

Gerichtshofs geeignet, das Gleichgewicht zwi-

schen den verschiedenen mit dieser Verordnung

verfolgten Zielen zu stören. Insoweit führt der Ge-

richtshof aus, dass die Schwellenwerte, die festge-

legtwerden,umzubestimmen,obeinZusammen-

schluss anzumelden ist oder nicht, ein wichtiger

Garant für Vorhersehbarkeit und Rechtssicherheit

für die betroffenenUnternehmen sind. Siemüssen

nämlich leicht feststellen können, ob ihr geplanter

ZusammenschlusseinervorherigenPrüfungzuun-

terziehen ist und, wenn ja, durch welche Behörde

undunterwelchenVerfahrensanforderungen.

EuGH,Urteil vom3.9.2024 –C-611/22 P,

C-625/22 P
(EuGH, PM Nr. 127/24 v. 3.9.2024)

Gesetzgebung
BMF: Entwurf eines Zweiten Gesetzes

zur Finanzierung von zukunftssichernden

Investitionen (Zweites Zukunftsfinanzie-

rungsgesetz – ZuFinG II)

Stabile, effiziente und tiefe Kapitalmärkte sind

von entscheidender Bedeutung für Innovation,

private Investitionen und Wachstum. Mit dem

ZuFinG wurden bereits zahlreiche Maßnahmen

zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für

Kapitalmarkt und Start-ups ergriffen. Ziel dieses

Gesetzentwurfs ist es, – aufbauend auf dem

ZuFinG – die Wettbewerbsfähigkeit und Attrak-

tivität des Finanzstandortes Deutschland weiter

zu stärken und insbesondere die Finanzierungs-

optionen für junge, dynamische Unternehmen

zu verbessern.
(BMF, PM vom 27.8.2024)

 Vgl. hierzu auch den Blickpunkt im Ressort

Bilanzrecht und Betriebswirtschaft, BB 2024, 2089

(in diesem Heft).
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